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FOLGENABSCHÄTZUNGSBERICHT ZUM ENTWURF DES KÖNIGLICHEN ERLASSES ZUR VERABSCHIEDUNG DER QUALITÄTSVORSCHRIFTEN FÜR OLIVENÖL UND OLIVENTRESTERÖL
ZUSAMMENFASSUNG:

	Antrag stellendes Ministerium/Organ
	Ministerium für Landwirtschaft, Fischerei und Ernährung (Generaldirektion für Lebensmittelindustrie).
	Datum
	 27.8.2020

	Titel der Rechtsvorschrift
	Entwurf eines königlichen Erlasses zur Verabschiedung der Qualitätsvorschriften für Olivenöl und Oliventresteröl.

	Art des Berichts
		X


Normal……….. 	Kurzfassung ……
	


  

	ZWECKMÄSSIGKEIT DES VORSCHLAGS

	Zu regelnder Sachverhalt
	Erzeugung und Vermarktung von in Spanien hergestellten und vermarkteten Olivenölen und Oliventresterölen.

	Zielsetzung
	· Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit des nationalen Olivenöl- und Oliventresterölsektors, Gewährleistung eines lauteren Wettbewerbs zwischen den Betrieben und Schaffung gleicher Bedingungen für alle Erzeuger.
· Aktualisierung – unter dem Gesichtspunkt der Lebensmittelqualität – der nationalen Rechtsvorschriften für Olivenöl und Oliventresteröl.
· Einführung zusätzlicher Anforderungen an die Rückverfolgbarkeit bei der Erzeugung und Vermarktung von Olivenöl.
· Bereitstellung von angemessenen Informationen für den Verbraucher, die ihm die Ausübung seines Wahlrechts beim Kauf erleichtern.
· Der Qualität der in Spanien hergestellten Olivenöle und Oliventresteröle Geltung verschaffen und betrügerische Machenschaften verhindern, die sich negativ auf diese Qualität auswirken.

	Wichtigste in Betracht gezogene Alternativen
	· Ausarbeitung des vorgeschlagenen Entwurfs einer Rechtsvorschrift zur Regelung der Erzeugung und Vermarktung von Olivenöl und Oliventresteröl in Spanien und Aufhebung der derzeit für diese Erzeugnisse geltenden nationalen Vorschriften in den Teilen, die sich auf die Lebensmittelqualität beziehen.
· Beibehaltung der gegenwärtigen Situation, mit einer Rechtsvorschrift aus dem Jahr 1983, die als veraltet betrachtet wird.
· Änderung der aktuell geltenden Rechtsvorschrift (königlicher Erlass Nr. 308/1983 vom 25. Januar 1983 zur Verabschiedung der gesundheitstechnischen Vorschriften für pflanzliche Speiseöle).

	INHALT UND RECHTLICHE ANALYSE

	Art der Rechtsvorschrift
	Königlicher Erlass.

	Struktur der Rechtsvorschrift
	· 9 Artikel.
· 2 Zusatzbestimmungen.
· 1 (einzige) Übergangsbestimmung.
· 1 (einzige) Aufhebungsbestimmung.
· 3 Schlussbestimmungen.
· Anhänge.

	Angeforderte Berichte
	a) Bericht des Ministeriums für Territorialpolitik und öffentliche Funktion (Artikel 26 Absatz 5 Unterabsatz 6 bezüglich der Zuständigkeiten der Autonomen Gemeinschaften bzw. des Staates und Artikel 26 Absatz 9 über die Qualität der Regulierungstätigkeit des Gesetzes 50/1997, anhängig).

b) Bericht des Ministeriums für Verbraucherschutz (Artikel 26 Absatz 5 Unterabsatz 4, Gesetz 50/1997).

c) Bericht des Ministeriums für Gesundheit (Artikel 26 Absatz 5 Unterabsatz 4, Gesetz 50/1997).

d) Bericht des Ministeriums für Industrie, Handel und Tourismus (Artikel 26 Absatz 5 Unterabsatz 4, Gesetz 50/1997).

e) Bericht des Ministeriums für Landwirtschaft, Fischerei und Ernährung (Artikel 26 Absatz 5 Unterabsatz 4, Gesetz 50/1997).

f) Bericht der Interministeriellen Kommission für die Ordnung des Lebensmittelsektors (CIOA) vom 15. Juli 2020. 

g) Mitteilung an die Europäische Kommission gemäß den Bestimmungen der Richtlinie 2015/1535/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. September 2015 über ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der technischen Vorschriften und der Vorschriften für die Dienste der Informationsgesellschaft. Auch wurde die Rechtsvorschrift gemäß Artikel 45 der Verordnung (EU) Nr. 1169/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2011 betreffend die Information der Verbraucher über Lebensmittel notifiziert, da sie verbindliche Bestimmungen über Lebensmittelinformationen enthält. Anhängig

h) Mitteilung an die Welthandelsorganisation. Anhängig

i) Vorgeschriebene Stellungnahme des Staatsrates. Anhängig


	Anhörungsverfahren
	· Öffentliche Vorabkonsultation (Artikel 26 Absatz 2, Gesetz 50/1997 über die Regierung). Frist: 8.2.2018 bis 1.3.2018.

· Öffentliches Anhörungs- und Informationsverfahren (Artikel 26 Absatz 6, Gesetz 50/1997, und Artikel 133 Absatz 2, Gesetz 39/2015). Frist: 13.2.2020 bis 5.3.2020.

· Direkte Konsultation mit Vertretern der betroffenen Sektoren (Artikel 26 Absatz 6, Gesetz 50/1997). Frist: 15 Werktage ab dem 13.2.2020.

· Konsultation der Autonomen Gemeinschaften (Artikel 26, Gesetz 50/1997). Frist: 15 Werktage ab dem 13.2.2020.

· Zweites öffentliches Anhörungs- und Informationsverfahren (Artikel 26 Absatz 6, Gesetz 50/1997, und Artikel 133 Absatz 2, Gesetz 39/2015). Frist: 19.6.2020 bis 30.6.2020.

· Zweite direkte Konsultation mit Vertretern der betroffenen Sektoren (Artikel 26 Absatz 6, Gesetz 50/1997). Frist: 7 Werktage ab dem 19.6.2020.

· Zweite Konsultation der Autonomen Gemeinschaften (Artikel 26, Gesetz 50/1997). Frist: 7 Werktage ab dem 19.6.2020.

	FOLGENABSCHÄTZUNG

	Anpassung an die Zuständigkeitsordnung
	Welches ist das vorherrschende Zuständigkeitsrecht?
Kraft Artikel 149 Absatz 1 Ziffer 13 der spanischen Verfassung wird dem Staat die ausschließliche Zuständigkeit für die Grundlagen und die Koordination der allgemeinen Planung der Wirtschaftstätigkeit zugeschrieben.

	Wirtschaftliche und finanzpolitische Folgen
	Allgemeine Folgen für die Wirtschaft
	Mit dem Entwurf des königlichen Erlasses wird beabsichtigt, die Wettbewerbsfähigkeit des Sektors zu verbessern, einen lauteren Wettbewerb zwischen den Betrieben zu gewährleisten und gleiche Bedingungen für alle Erzeuger zu schaffen. Daher wird davon ausgegangen, dass der Erlass sich positiv auf die Wirtschaft auswirken wird.

	
	Folgen für den Wettbewerb
		


Die Vorschrift hat keine signifikanten Auswirkungen auf den Wettbewerb.
	X


Die Vorschrift hat positive Auswirkungen auf den Wettbewerb.
	


Die Vorschrift hat negative Auswirkungen auf den Wettbewerb.

	
	Folgen für den Verwaltungsaufwand
		


Verminderung des Verwaltungsaufwands.
Geschätzter Betrag: 
	


Es entsteht zusätzlicher Verwaltungsaufwand.
Geschätzter Betrag: 
	X


Der Verwaltungsaufwand bleibt unverändert.

	
	Finanzpolitische Folgen der Rechtsvorschrift
	


Auf den Haushalt des Zentralstaats.
	


Auf den Haushalt anderer Gebietsverwaltungen.
		


Impliziert eine Ausgabe.
Impliziert eine Einnahme.
	




	Folgen für die Gleichstellung
	Auswirkungen der Vorschrift auf die Gleichstellung
		


Negativ

	X


Keine

Positiv
	




	Sonstige in Betracht gezogene Folgen
	Folgen für die Chancengleichheit, Nichtdiskriminierung und allgemeine Barrierefreiheit; für Familie, Kindheit und Jugend; und für die Einheit des Marktes.

	Sonstiges
	


I. ZWECKMÄSSIGKEIT DES VORSCHLAGS
1. Begründung
Der Entwurf eines königlichen Erlasses zur Verabschiedung der Qualitätsvorschriften für Olivenöl und Oliventresteröl wurde aus folgenden Gründen erarbeitet:
· In der vierten Schlussbestimmung des Gesetzes 28/2015 vom 30. Juli 2015 zur Sicherung der Lebensmittelqualität wird die Regierung zur Verabschiedung von Qualitätsvorschriften für Lebensmittelerzeugnisse ermächtigt, um unter anderem die Anpassung an die Vorschriften der Europäischen Union zu erreichen, die bestehenden Vorschriften zu vereinfachen, zu modernisieren und zu verbessern und die Wettbewerbsfähigkeit des Sektors zu steigern, auch im Hinblick auf die Fortschritte durch technologische Innovationen.
· Die Gegebenheiten auf dem Markt für Olivenöl und Oliventresteröl machen es erforderlich, die spezifisch für diese Erzeugnisse geltenden Vorschriften, insbesondere hinsichtlich der Erzeugung von Olivenöl und Oliventresteröl in Spanien, mit Blick auf ihre Lebensmittelqualität anzupassen.
Die Aktualisierung der Vorschriften für Olivenöl erfolgt mit dem Ziel, eine hohe Qualität des Erzeugnisses zu gewährleisten und Betrug innerhalb des Sektors zu verhindern, sowie im Kontext des allgemeinen Rahmens für die Aktualisierung von Qualitätsvorschriften des Ministeriums für Landwirtschaft, Fischerei und Ernährung.
Dieser Entwurf eines königlichen Erlasses betrifft die Betriebe, die in Spanien Olivenöl und Oliventresteröl herstellen, die Marktteilnehmer, die dieses vermarkten, und die Verbraucher. Der Entwurf hat auch einen indirekten Einfluss auf die Lieferanten der Rohstoffe, aus denen diese Erzeugnisse hergestellt werden können.
2. Zielsetzung
· Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit des nationalen Olivenöl- und Oliventresterölsektors, Gewährleistung eines lauteren Wettbewerbs zwischen den Betrieben und Schaffung gleicher Bedingungen für alle Erzeuger.
· Aktualisierung – unter dem Gesichtspunkt der Lebensmittelqualität – der nationalen Rechtsvorschriften für Olivenöl und Oliventresteröl.
· Einführung zusätzlicher Anforderungen an die Rückverfolgbarkeit bei der Erzeugung und Vermarktung von Olivenöl.
· Bereitstellung von angemessenen Informationen für den Verbraucher, die ihm die Ausübung seines Wahlrechts beim Kauf erleichtern.
· Erzielung einer hohen Qualität der in Spanien erzeugten Olivenöle und Oliventresteröle und Verhinderung betrügerischer Machenschaften, die sich negativ auf diese Qualität auswirken.
3. Analyse der Alternativen
Folgende Alternativen wurden in Betracht gezogen:
Ausarbeitung des vorgeschlagenen Vorschriftenentwurfs und Aufhebung der in Bezug auf die Lebensmittelqualität von Olivenöl und Oliventresteröl geltenden nationalen Vorschriften.
Diese Alternative wird als die wirksamste Alternative angesehen, um alle beabsichtigten Ziele zu erreichen. Ihr Hauptvorteil ist, dass eine aktualisierte nationale Rechtsvorschrift entsteht, die an die Gegebenheiten des Marktes angepasst ist.
Ebenso handelt es sich hierbei um die Alternative, die der Vereinbarung des Ministerrates vom 22. Juli 2005 zur Annahme der Leitlinien für technische Rechtsvorschriften am ehesten entspricht, wonach die Verabschiedung einer neuen Rechtsvorschrift dem parallelen Bestehen einer ursprünglichen Rechtsvorschrift und ihrer nachfolgenden Änderungen vorzuziehen ist.
Beibehaltung der gegenwärtigen Situation.
Mit dieser Alternative ist es nicht möglich, die in Punkt I.2 genannten Ziele zu erreichen, und sie führt zu großer Rechtsunsicherheit sowohl für die Erzeuger als auch für die Kontrollbehörden.
Änderung der aktuellen Rechtsvorschrift (königlicher Erlass 308/1983 vom 25. Januar 1983 zur Verabschiedung der gesundheitstechnischen Vorschriften für pflanzliche Speiseöle).
Der königliche Erlass 308/1983 vom 25. Januar 1983 zur Verabschiedung der gesundheitstechnischen Vorschriften für pflanzliche Speiseöle wurde mehrfach geändert, sodass diese Option als weniger angemessen betrachtet wird, da sich dadurch die Klarheit der Vorschriften verringert und die Rechtsunsicherheit erhöht. Darüber hinaus ist gemäß der Vereinbarung des Ministerrates vom 22. Juli 2005 zur Annahme der Leitlinien für technische Rechtsvorschriften die Verabschiedung einer neuen Rechtsvorschrift dem parallelen Bestehen einer ursprünglichen Rechtsvorschrift und ihrer nachfolgenden Änderungen vorzuziehen. Mit dieser Alternative ist es daher nicht möglich, die in Punkt I.2 genannten Ziele zu erreichen, und sie führt zu großer Rechtsunsicherheit sowohl für die Erzeuger als auch für die Kontrollbehörden.

4. Angleichung an die Grundsätze guter Regelungspraxis
Der Inhalt des vorliegenden königlichen Erlasses erfüllt die Grundsätze guter Regelungspraxis gemäß Artikel 129 des Gesetzes 39/2015 vom 1. Oktober 2015 über das gemeinsame Verwaltungsverfahren der öffentlichen Verwaltungen. 
So sind diese Vorschriften – den Grundsätzen der Notwendigkeit und Wirksamkeit folgend – dadurch gerechtfertigt, dass es erforderlich ist, den Sektor für Olivenöl und Oliventresteröl angemessen zu ordnen, wobei der am besten geeignete Weg, um dieses Ziel zu erreichen, darin besteht, den königlichen Erlass 308/1983 vom 25. Januar 1983 zur Verabschiedung der gesundheitstechnischen Vorschriften für pflanzliche Speiseöle in dem Teil, der sich auf Olivenöl und Oliventresteröl bezieht, aufzuheben und neue Qualitätsvorschriften, die speziell für Olivenöl und Oliventresteröl gelten, zu verabschieden. 
Ebenso wurde den Grundsätzen der Effizienz und Verhältnismäßigkeit Genüge getan, indem Vorschriften ausgearbeitet wurden, bei denen die entstehenden Verwaltungslasten auf das zur Erreichung der beabsichtigten Ziele zwingend erforderliche Mindestmaß reduziert worden sind. 
In Anwendung des Grundsatzes der Transparenz wurden neben der öffentlichen Anhörung im Zuge der Erarbeitung der vorliegenden Vorschriften die Autonomen Gemeinschaften sowie die Vertretungsorganisationen der betroffenen Sektoren und die Verbraucher konsultiert. 
Auch ist bei diesem königlichen Erlass der Grundsatz der Rechtssicherheit berücksichtigt worden, denn die Kohärenz mit der übrigen anwendbaren Rechtsordnung ist gewährleistet und den Marktteilnehmern werden die zur Anpassung an die Vorschriften notwendigen Übergangsfristen gewährt.

5. Aufnahme in den jährlichen Gesetzgebungsplan
Gemäß Artikel 25 des Gesetzes 50/1997 vom 27. November 1997 über die Regierung ist dieser Entwurf im vom Ministerrat am 7. Dezember 2017 genehmigten jährlichen Gesetzgebungsplan 2018 berücksichtigt. Für 2019 und 2020 wurden keine jährlichen Gesetzgebungspläne verabschiedet, sodass der Entwurf nicht darin aufgenommen werden konnte. 

II. INHALT
1. Struktur des Entwurfs
Der Entwurf ist wie folgt aufgebaut:
· 9 Artikel
· 2 Zusatzbestimmungen
· 1 (einzige) Übergangsbestimmung
· 1 (einzige) Aufhebungsbestimmung
· 3 Schlussbestimmungen
· 3 Anhänge.
2. Zusammenfassung und Maßnahmen
· Artikel 1. Gegenstand
Ziel dieses königlichen Erlasses ist die Verabschiedung von Qualitätsvorschriften für Olivenöl und Oliventresteröl.
· Artikel 2. Geltungsbereich
Diese Rechtsvorschrift gilt für alle in Spanien hergestellten und vermarkteten Olivenöle und Oliventresteröle und für alle Marktteilnehmer des Sektors.
· Artikel 3. Bezeichnungen und Begriffsbestimmungen der Erzeugnisse
Es sind hier die verschiedenen Erzeugniskategorien, in die Olivenöle und Oliventresteröle eingestuft werden, näher bestimmt, ebenso wie die verschiedenen Einrichtungen und Marktteilnehmer, die an der Herstellung und Vermarktung von Olivenölen beteiligt sind.
· Artikel 4 bis 8.
Es werden die Pflichten – sowohl in Bezug auf die Rückverfolgbarkeit als auch in Bezug auf Einrichtungen, Öle und Verpackungen – festgelegt, die bei der Herstellung und Vermarktung von Olivenöl und Oliventresteröl von allen Marktteilnehmern zu erfüllen sind. Auch ist bestimmt, was unzulässige Verfahrensweisen in Bezug auf bestimmte Prozesse, Praktiken, Kennzeichnung und Anlagen sind.
· Artikel 9. Amtliche Kontrolle, Koordinierung und Sanktionsregelung
Hier sind bestimmte Aspekte der behördlichen Kontrolle und der Sanktionsregelung geregelt und es werden Mechanismen eingeführt, um die Koordinierung zwischen den verschiedenen öffentlichen Verwaltungen zu erhöhen und die behördliche Kontrolle zu verbessern.
· Erste Zusatzbestimmung. Klausel über die gegenseitige Anerkennung
Es ist die Klausel über die gegenseitige Anerkennung enthalten, deren Wortlaut durch das Ministerium für auswärtige Angelegenheiten, die Europäische Union und die Zusammenarbeit vorgegeben ist.
· Zweite Zusatzbestimmung. EDV-System
Die Einführung des EDV-Systems für die Meldepflicht bei der Verbringung von Olivenöl und Oliventresteröl ist hier beschrieben.
· Einzige Übergangsbestimmung. Übergangsfrist 
Es wird eine Übergangsfrist in Bezug auf die Pflicht zur Meldung der Verbringungen an das zu diesem Zweck eingeführte EDV-System und eine Übergangsfrist für das Verbot der Vermarktung von nativem Olivenöl extra in Kunststoffbehältern im Einzelhandel festgelegt.
· Einzige Aufhebungsbestimmung. Aufhebung von Rechtsvorschriften
Die verschiedenen Vorschriften, die dieser königliche Erlass ersetzt, werden aufgehoben, damit diese Rechtsvorschrift die notwendige Rechtssicherheit erhält.
· Erste Schlussbestimmung. Zuständigkeiten
Es wird genannt, auf welcher Rechtsgrundlage, in Bezug auf die Zuständigkeit, der Erlass verabschiedet wird; dies ist Artikel 149 Absatz 1 Ziffer 13 der spanischen Verfassung.
· Zweite Schlussbestimmung. Änderung des Erlasses 2484/1967 vom 21. September 1967 zur Verabschiedung des Spanischen Lebensmittelkodex
Der Erlass 2484/1967 wird im Hinblick auf den Wortlaut dieser zweiten Schlussbestimmung geändert.
· Dritte Schlussbestimmung. Inkrafttreten
Es wird das Datum des Inkrafttretens der Rechtsvorschrift genannt.
· Anhang I.
Hier sind die Bedingungen und Anforderungen genannt, die für die Aufzeichnungen zu Rückverfolgbarkeitszwecken gelten, die auf die in dieser Rechtsvorschrift regulierten Erzeugnisse Anwendung finden.
· Anhang II.
Hier ist festgelegt, welche Angaben beim Transport von Olivenöl und Oliventresteröl im Begleitdokument enthalten sein müssen.
· Anhang III.
Hier ist festlegt, welches Aussehen und welche Merkmale für die verschiedenen Ölkategorien gelten, die in diesem königlichen Erlass geregelt sind.
3. Neue Elemente
Folgendes sind die wichtigsten neuen Elemente, die durch die vorgeschlagene Rechtsvorschrift eingeführt werden:
1. Einführung eines Systems, mit dem die interne Rückverfolgbarkeit sichergestellt wird und durch das geregelt wird, dass während des Transports ein Begleitdokument vorhanden ist.
2. Verpflichtende Meldungen an ein EDV-System, das zu diesem Zweck vom Ministerium für Landwirtschaft, Fischerei und Ernährung eingerichtet wird.
3. Einführung von Pflichten im Zusammenhang mit der Trennung und Anordnung der zur Herstellung von Olivenöl bestimmten Einrichtungen.
4. Spezieller Schutz der Begriffe „nativ“ und „nativ extra“.
5. Verbot der Vermarktung von nativen Olivenölen extra in Kunststoffbehältern im Einzelhandel.
6. Einführung neuer Verbote in Bezug auf Verfahrensweisen in den Einrichtungen.
7. Erstellung eines speziellen Kontrollplans zur Überprüfung der Rückverfolgbarkeit im Sektor der Olivenöle und Oliventresteröle, der vom Ministerium für Landwirtschaft, Fischerei und Ernährung koordiniert wird.
8. Erhöhte Transparenz durch die Veröffentlichung der Ergebnisse der Konformitätskontrollen von Olivenöl. 
III. RECHTLICHE ANALYSE
1. Kohärenz mit der Rechtsordnung
Die Rechtsvorschrift steht in vollem Einklang mit der Rechtsordnung und betrifft ausschließlich den Bereich der Lebensmittelqualität. Insbesondere besteht Übereinstimmung mit den folgenden Rechtsvorschriften:
· Gesetz 28/2015 vom 30. Juli 2015 zur Sicherung der Lebensmittelqualität.
· Verordnung (EG) 178/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. Januar 2002 zur Festlegung der allgemeinen Grundsätze und Anforderungen des Lebensmittelrechts, zur Errichtung der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit und zur Festlegung von Verfahren zur Lebensmittelsicherheit.
· Verordnung (EU) 2017/625 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. März 2017 über amtliche Kontrollen und andere amtliche Tätigkeiten zur Gewährleistung der Anwendung des Lebens- und Futtermittelrechts und der Vorschriften über Tiergesundheit und Tierschutz, Pflanzengesundheit und Pflanzenschutzmittel, zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 999/2001, (EG) Nr. 396/2005, (EG) Nr. 1069/2009, (EG) Nr. 1107/2009, (EU) Nr. 1151/2012, (EU) Nr. 652/2014, (EU) 2016/429 und (EU) 2016/2031 des Europäischen Parlaments und des Rates, der Verordnungen (EG) Nr. 1/2005 und (EG) Nr. 1099/2009 des Rates sowie der Richtlinien 98/58/EG, 1999/74/EG, 2007/43/EG, 2008/119/EG und 2008/120/EG des Rates und zur Aufhebung der Verordnungen (EG) Nr. 854/2004 und (EG) Nr. 882/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates, der Richtlinien 89/608/EWG, 89/662/EWG, 90/425/EWG, 91/496/EEG, 96/23/EG, 96/93/EG und 97/78/EG des Rates und des Beschlusses 92/438/EWG des Rates.
· Verordnung (EG) Nr. 1881/2006 der Kommission vom 19. Dezember 2006 zur Festsetzung der Höchstgehalte für bestimmte Kontaminanten in Lebensmitteln.
· Verordnung (EG) Nr. 1331/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008 über ein einheitliches Zulassungsverfahren für Lebensmittelzusatzstoffe, -enzyme und -aromen.
· Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008 über Lebensmittelzusatzstoffe, und die zugehörigen Durchführungsvorschriften.
· Verordnung (EU) Nr. 1169/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2011 betreffend die Information der Verbraucher über Lebensmittel und zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 1924/2006 und (EG) Nr. 1925/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinie 87/250/EWG der Kommission, der Richtlinie 90/496/EWG des Rates, der Richtlinie 1999/10/EG der Kommission, der Richtlinie 2000/13/EG des Europäischen Parlaments und des Rates, der Richtlinien 2002/67/EG und 2008/5/EG der Kommission und der Verordnung (EG) Nr. 608/2004 der Kommission.
Diese Rechtsvorschrift steht auch im Einklang mit den gemeinschaftlichen und nationalen Vorschriften für Olivenöl und Oliventresteröl, insbesondere:
· Verordnung (EWG) Nr. 2568/91 der Kommission vom 11. Juli 1991 über die Merkmale von Olivenölen und Oliventresterölen sowie die Verfahren zu ihrer Bestimmung.
· Durchführungsverordnung (EU) Nr. 29/2012 der Kommission vom 13. Januar 2012 mit Vermarktungsvorschriften für Olivenöl.
· Königlicher Erlass 640/2015 vom 10. Juli 2015 zur Annahme der Positivliste für Verarbeitungshilfsstoffe, die bei der Herstellung von pflanzlichen Speiseölen zugelassen sind, und deren Identitäts- und Reinheitskriterien sowie zur Änderung des königlichen Erlasses 308/1983 vom 25. Januar 1983 zur Verabschiedung der gesundheitstechnischen Vorschriften für pflanzliche Speiseöle.
Diese Rechtsvorschrift entspricht des Weiteren dem königlichen Erlass 176/2013 vom 8. März 2013 zur vollständigen oder teilweisen Aufhebung bestimmter gesundheitstechnischer Bestimmungen und Qualitätsvorschriften für Lebensmittelerzeugnisse – in Bezug auf die Aufhebung von Gesundheits- und Hygieneaspekten, die für Lebensmittelerzeugnisse gelten, da diese bereits in horizontalen Vorschriften innerhalb der Europäischen Union geregelt sind.
2. Formeller Rang
Die Annahme des vorliegenden grundlegenden Vorschriftenwerks als königlicher Erlass basiert auf der vierten Schlussbestimmung des Gesetzes 28/2015 vom 30. Juli 2015 und, gemäß der Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofs, auf dem explizit technischen Gegenstand der Vorschriften und der Notwendigkeit, einen einheitlichen Regulierungsrahmen zu schaffen, der für das gesamte Staatsgebiet gilt und eine einheitliche Behandlung aller Marktteilnehmer gewährleistet. Diese Argumentation wird durch die Tatsache untermauert, dass der vorgeschlagene Entwurf zwar mit dem Ziel ausgearbeitet wurde, langfristig von Bestand zu sein, die Entwicklung des Sektors oder konjunkturelle Umstände jedoch eine Änderung erforderlich machen könnten.
Die Rechtsvorschrift ist auf die Erreichung der in der Verfassung festgelegten Ziele der sektorspezifischen Politik ausgerichtet.
Was den Rang betrifft, so treffen Umstände zusammen, die es rechtfertigen, dass der Entwurf gemäß der Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofs den Rang eines königlichen Erlasses innehat. 
3. Detaillierte Aufstellung der Rechtsvorschriften, die mit dem Inkrafttreten der Rechtsvorschrift teilweise ersetzt werden
Ab Inkrafttreten dieses königlichen Erlasses werden die folgenden Vorschriften aufgehoben:
· Königlicher Erlass 3000/1979 vom 7. Dezember 1979 über die Regulierung industrieller Prozesse im Olivenölsektor.
· Königlicher Erlass 308/1983 vom 25. Januar 1983 zur Verabschiedung der gesundheitstechnischen Vorschriften für pflanzliche Speiseöle, in dem Teil, der sich auf Olivenöle und Oliventresteröle bezieht. 
· Königlicher Erlass 259/1985 vom 20. Februar 1985 zur Ergänzung der gesundheitstechnischen Vorschriften für pflanzliche Speiseöle betreffend die Bestimmung von Erythrodiol in Olivenölen.
· Königlicher Erlass 2551/1986 vom 21. November 1986 zur Regulierung der Erzeugung und Vermarktung von raffiniertem Oliventresteröl und Olivenöl.
· Königlicher Erlass 538/1993 vom 12. April 1993 zur Änderung bestimmter Bestimmungen in Bezug auf industrielle Anforderungen an die Erzeugung, den Umlauf und den Handel mit pflanzlichen Speiseölen.
· Königlicher Erlass 1431/2003 vom 21. November 2003 zur Festlegung bestimmter Vermarktungsmaßnahmen im Sektor der Olivenöle und Oliventresteröle.
· Verordnung vom 12. Dezember 1984 über die Abgabe von nativem Olivenöl seitens der Ölmühlen an die Olivenbauern zu deren Eigenverbrauch.
· Verordnung APA/1343/2004 vom 7. Mai 2004 zur Regulierung des allgemeinen Verzeichnisses über bestimmte Betriebe, die für die Vermarktung von Olivenöl zugelassen sind.
IV. ANPASSUNG DER RECHTSVORSCHRIFT AN DIE VERFASSUNGSMÄSSIGE ZUSTÄNDIGKEITSORDNUNG
Im königlichen Erlass 308/1983 vom 25. Januar 1983 zur Verabschiedung der gesundheitstechnischen Vorschriften für pflanzliche Speiseöle sind die Gewinnung, Herstellung und Vermarktung sowie die Merkmale von pflanzlichen Speiseölen geregelt.
Darüber hinaus bildet das Gesetz 28/2015 vom 30. Juli 2015 zur Sicherung der Lebensmittelqualität die Rechtsgrundlage im Bereich der Sicherung der Qualität von Lebensmitteln und ermächtigt die Regierung zur Verabschiedung von Qualitätsvorschriften für Lebensmittelerzeugnisse, unter anderem um die Anpassung an die Vorschriften der Europäischen Union zu erreichen, die bestehenden Vorschriften zu vereinfachen, zu modernisieren und zu verbessern und die Wettbewerbsfähigkeit des Sektors zu steigern, auch im Hinblick auf die Fortschritte durch technologische Innovationen.
Der vorliegende königliche Erlass wird unter Berufung auf Artikel 149 Absatz 1 Ziffer 13 der Verfassung verabschiedet, welcher dem Staat die ausschließliche Zuständigkeit für die Grundlagen und die Koordination der allgemeinen Planung der Wirtschaftstätigkeit zuschreibt.
Es ist zu erwähnen, dass im Entwurf des königlichen Erlasses in Artikel 9 Absätze 4 und 7 bestimmt ist, dass dem Rat für die Koordinierung der Lebensmittelqualität (Mesa de Coordinación de la Calidad Alimentaria) ein spezieller Kontrollplan zur Überprüfung der Rückverfolgbarkeit im Sektor für Olivenöl und Oliventresteröl – zur Erörterung und Überprüfung – vorgelegt wird. Die Rolle des Ministeriums für Landwirtschaft, Fischerei und Ernährung beschränkt sich auf die Koordinierung des eben genannten Plans, was im Einklang mit der verfassungsmäßigen Zuständigkeitsordnung steht.
V. BESCHREIBUNG DES VERFAHRENS
1. Vorabverfahren
Zunächst wurde gemäß den Bestimmungen von Artikel 26 Absatz 2 des Gesetzes 50/1997 vom 27. November 1997 über die Regierung eine öffentliche Vorabkonsultation durchgeführt, in der die Meinung der potenziell von der Rechtsvorschrift betroffenen Personen und der Vertretungsorganisationen des Sektors erhoben wurde.
Die vorgenannte öffentliche Vorabkonsultation war vom 15. Dezember 2017 bis einschließlich 10. Januar 2018 über die Website des Ministeriums für Landwirtschaft, Fischerei, Ernährung und Umwelt für die Abgabe von Anmerkungen zugänglich.
In der folgenden Liste ist genannt, von wem im Zuge der öffentlichen Vorabkonsultation Anmerkungen eingegangen sind:
· Centre Mas de Bover Olivicultura, Elaiotècnica y Fruita Seca (IRTA).
· Asociación Nacional de Industriales Envasadores y Refinadores de Aceites Comestibles (ANIERAC).
· Unión de Pequeños Agricultores y Ganaderos (UPA).
· Federació de Cooperatives Agràries de Catalunya.
Diesem Bericht ist ein Anhang beigefügt, in dem die im Zuge der öffentlichen Vorabkonsultation eingegangenen Anmerkungen detailliert aufgeführt sind. 
2. Angeforderte Berichte
Während der Ausarbeitung der Rechtsvorschrift wurden folgende Berichte angefordert:
a) Bericht des Ministeriums für Territorialpolitik und öffentliche Funktion (gemäß den Bestimmungen von Artikel 26 Absatz 5 Unterabsatz 6 des Gesetzes 50/1997 vom 27. November 1997 über die Regierung betreffend die möglichen Auswirkungen auf die Verteilung der Zuständigkeiten zwischen dem Staat und den Autonomen Gemeinschaften und gemäß Artikel 26 Absatz 9 über die Qualität der Regulierungstätigkeit des Gesetzes 50/1997, anhängig).

b) Bericht des Ministeriums für Verbraucherschutz (gemäß den Bestimmungen von Artikel 26 Absatz 5 Unterabsatz 4 des Gesetzes 50/1997 vom 27. November 1997 über die Regierung).

c) Bericht des Gesundheitsministeriums (gemäß den Bestimmungen von Artikel 26 Absatz 5 Unterabsatz 1 des Gesetzes 50/1997 vom 27. November 1997 über die Regierung).

d) Bericht des Ministeriums für Industrie, Handel und Tourismus (gemäß den Bestimmungen von Artikel 26 Absatz 5 Unterabsatz 1 des Gesetzes 50/1997 vom 27. November 1997 über die Regierung). 

e) Bericht des Ministeriums für Landwirtschaft, Fischerei und Ernährung (gemäß den Bestimmungen von Artikel 26 Absatz 5 Unterabsatz 4 des Gesetzes 50/1997 vom 27. November 1997 über die Regierung). 

In Tabla 1 sind die Antworten und Anmerkungen seitens der Technischen Generalsekretariate (TGS) der beteiligten Ministerien zusammengefasst.

[bookmark: _Ref39569974]Tabelle 1: Eingang von Anmerkungen seitens der TGS der beteiligten Ministerien.
	Stelle
	Keine Anmerkungen (KA)
	Es wurden Anmerkungen abgegeben

	Ministerium für Territorialpolitik und Öffentliche Verwaltung
	
	X

	Ministerium für Verbraucherschutz
	
	X

	Gesundheitsministerium
	KA
	

	Ministerium für Industrie, Handel und Tourismus
	
	X

	Ministerium für Landwirtschaft, Fischerei und Ernährung
	KA
	


3. Öffentliches Anhörungs- und Informationsverfahren
Im Zuge der Ausarbeitung der Rechtsvorschrift wurden im Rahmen des öffentlichen Anhörungs- und Informationsverfahrens gemäß Artikel 26 Absatz 6 des Gesetzes 50/1997 vom 27. November 1997 über die Regierung die Anmerkungen der betroffenen Bürger und der Personen eingeholt, deren Rechte und berechtigte Interessen beeinträchtigt sein könnten, wie auch weitere Stellungnahmen sonstiger Personen und Organisationen.
Das vorstehend genannte öffentliche Anhörungs- und Informationsverfahren war vom 13. Februar 2020 bis einschließlich 5. März 2020 über die Website des Ministeriums für Landwirtschaft, Fischerei und Ernährung für die Abgabe von Anmerkungen zugänglich.
Die Personen und Organisationen, die im Zuge ihrer Teilnahme an diesem öffentlichen Anhörungs- und Informationsverfahren über die Website des Ministeriums für Landwirtschaft, Fischerei und Ernährung Anmerkungen abgegeben haben, sind in der folgenden Liste aufgeführt:
· KEL Grupo Alimentario SL
· Asociación QvExtra!
· ES ANDALUCÍA (Genossenschaftsverband) und COAG ANDALUCÍA.
· Aceites San-Lau S.L. und Aceites Triana S.L.
· FECOAM.
· Instituto de la Grasa (CSIC).
· Labor Marcé.
4. Anhörungsverfahren für Vertretungsorganisationen der betroffenen Sektoren
Im Zuge der Ausarbeitung der Rechtsvorschrift wurden im Rahmen des öffentlichen Anhörungs- und Informationsverfahrens gemäß Artikel 26 Absatz 6 des Gesetzes 50/1997 vom 27. November 1997 über die Regierung die Anmerkungen der Vertretungsorganisationen des betroffenen Sektors erhoben.
Auf diesem direktem Wege wurde die Meinung der gesetzlich anerkannten Organisationen oder Verbände, die Personen vertreten, deren Rechte oder berechtigte Interessen von der Rechtsvorschrift betroffen sind und deren Ziele in direktem Zusammenhang mit dem Zweck und Ziel der Rechtsvorschrift stehen, eingeholt.
Die Branchenorganisationen, die im Rahmen dieser Konsultation Anmerkungen abgegeben haben, sind in der folgenden Liste aufgeführt:
· COAG Central Services.
· Cooperativas Agroalimentarias de España.
· ANEO-INFAOLIVA-ANIERAC-ASOLIVA.
· Almazaras Federadas de España.
· UPA.
· Sectorial Nacional del Aceite de Oliva Virgen con Denominación de Origen.
5. Informationsverfahren für die Autonomen Gemeinschaften
Im Zuge der Ausarbeitung der Rechtsvorschrift wurden auch die Autonomen Gemeinschaften zum Wortlaut des Entwurfs des königlichen Erlasses gemäß Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe k des Gesetzes 40/2015 vom 1. Oktober 2015 über das Rechtssystem des öffentlichen Sektors und Artikel 26 des Gesetzes 50/1997 vom 27. November 1997 über die Regierung konsultiert.
In Tabla 2 ist zusammenfassend dargestellt, welche Autonomen Gemeinschaften Anmerkungen abgegeben haben.

[bookmark: _Ref39575335]Tabelle 2: Eingang von Anmerkungen seitens der Autonomen Gemeinschaften.
	Autonome Gemeinschaft
	Keine Anmerkungen (KA)
	Es wurden Anmerkungen abgegeben

	Autonome Gemeinschaft Madrid
	
	X

	Autonome Gemeinschaft Katalonien
	KA
	

	Autonome Gemeinschaft Aragonien
	KA
	

	Autonome Gemeinschaft Extremadura
	
	X

	Autonome Gemeinschaft Valencia
	
	X

	Autonome Gemeinschaft Galicien
	
	X

	Autonome Gemeinschaft Kastilien-La Mancha
	
	X

	Autonome Gemeinschaft Andalusien
	
	X

	Autonome Gemeinschaft der Balearen
	
	X


6. Sonstige Konsultationen
Im Zuge der Ausarbeitung der Rechtsvorschrift wurde auch die Organisation der Verbraucher und Nutzer (Organización de Consumidores y Usuarios, OCU) konsultiert, um ihre Meinung in Bezug auf den Schutz der Verbraucher und Nutzer einzuholen.
7. Keine Aussetzung der Fristen während des Notstands
Die dritte Zusatzbestimmung des königlichen Erlasses 463/2020 vom 14. März 2020 zur Erklärung des Notstands zur Bewältigung der durch COVID-19 verursachten Gesundheitskrise sieht die Aussetzung der Verwaltungsfristen für die Verfahrensabwicklung in Einrichtungen des öffentlichen Sektors vor und bestimmt, dass die Berechnung der Fristen in dem Moment wieder aufgenommen wird, in dem der genannte königliche Erlass oder gegebenenfalls die Verlängerung desselben außer Kraft gesetzt wird.
Eine Fortsetzung der Arbeit am vorliegenden Vorschriftenentwurf wurde jedoch als notwendig betrachtet, da es dabei um den Schutz des Allgemeininteresses geht und – vor dem Hintergrund, dass Spanien in Bezug auf die Erzeugung und Ausfuhr von Olivenöl Weltmarktführer ist – eine Aktualisierung der Rechtslage durch Ausarbeitung einer eigenen Rechtsvorschrift erforderlich ist, wobei ein besonderer Schwerpunkt darauf zu legen ist, mögliche betrügerische Machenschaften zu verhindern und die Qualität von Olivenöl und Oliventresteröl zu bewahren und zur Geltung zu bringen. Dies ist wichtig, um die Lebensmittelqualität weiter zu verbessern, das Verbrauchervertrauen zu erhöhen, die Erzeugnisse von ähnlichen Erzeugnissen unterscheidbar zu machen und den Markt zu fördern und zu stärken. Dabei ist der Schutz der Qualität und Echtheit von Olivenölen ein wesentliches Instrument zur Bewältigung der Preiskrise, in die der Sektor geraten ist.
In Anbetracht der genannten Aspekte und gemäß Abschnitt 4 der dritten Zusatzbestimmung des königlichen Erlasses 463/2020 vom 14. März 2020 hat das Generalsekretariat für Landwirtschaft und Ernährung eine Entschließung vom 27. April 2020 verabschiedet, in der bestimmt ist, dass die Verfahrensfristen für diesen Entwurf eines königlichen Erlasses nicht ausgesetzt werden.
8. Zweites öffentliches Anhörungs- und Informationsverfahren
Zum einen aufgrund der Anmerkungen, die im öffentlichen Anhörungs- und Informationsverfahren eingingen, und zum anderem in Anbetracht des Ziels, Lösungen in den Entwurf aufzunehmen, um dem hohen Preisdruck im Sektor etwas entgegenzusetzen, erfuhr der Entwurf des königlichen Erlasses Änderungen eines solchen Umfangs, dass es angezeigt war, ein zweites öffentlichen Anhörungs- und Informationsverfahren durchzuführen, um gemäß Artikel 26 Absatz 6 des Gesetzes 50/1997 vom 27. November 1997 über die Regierung Anmerkungen betroffener Bürger und der Personen, deren Rechte und berechtigte Interessen durch besagte Änderungen des Wortlauts beeinträchtigt sein könnten, zu erheben, sowie um weitere Stellungnahmen anderer Personen und Organisationen einzuholen. Gemäß den Bestimmungen des vorgenannten Artikels betrug die Frist zur Abgabe von Anmerkungen 7 Werktage, da es sich als erforderlich erwies, die Arbeit mit den zuvor festgelegten Bearbeitungsfristen fortzusetzen, sowie unter Berücksichtigung der Tatsache, dass sich die neuen Maßnahmen, die Anlass zu diesem zweiten öffentlichen Anhörungs- und Informationsverfahren gaben, auf zwei Artikel konzentrieren, nämlich die Pflicht, jede Verbringung von Olivenöl zu melden, und die Einrichtung eines EDV-Systems durch das Ministerium für Landwirtschaft, Fischerei und Ernährung, sowie das Verbot der Verwendung von Kunststoff als Verpackungsmaterial für natives Olivenöl extra, das für Endverbraucher bestimmt ist.
Dieses zweite öffentliche Anhörungs- und Informationsverfahren stand vom 19. Juni 2020 bis einschließlich 30. Juni 2020 über die Website des Ministeriums für Landwirtschaft, Fischerei und Ernährung zur Abgabe von Anmerkungen zur Verfügung.
Die Personen und Organisationen, die im Zuge ihrer Teilnahme an diesem öffentlichen Anhörungs- und Informationsverfahren über die Website des Ministeriums für Landwirtschaft, Fischerei und Ernährung Anmerkungen abgegeben haben, sind in der folgenden Liste aufgeführt:
· FECOAM.
· AEVIN.
· ASEMESA.
· Landaluz.
· DO Oli de Mallorca.
· Aceites San-Lau S.L. und Aceites Triana S.L.
· Asociación QvExtra!
· 379 Einwände seitens der Verbraucher und Hersteller gegen das Verbot von Kunststoff als Verpackungsmaterial für natives Olivenöl extra.
Ebenso wurde während dieses zweiten öffentlichen Anhörungs- und Informationsverfahrens die Meinung von gesetzlich anerkannten Organisationen oder Verbänden, die Personen vertreten, deren Rechte oder berechtigte Interessen von der Rechtsvorschrift betroffen sind und deren Ziele in direktem Zusammenhang mit dem Zweck und Ziel selbiger stehen, direkt eingeholt.
Die Branchenorganisationen, die im Rahmen dieser Konsultation Anmerkungen abgegeben haben, sind in der folgenden Liste aufgeführt:
· ANEO-INFAOLIVA-ANIERAC-ASOLIVA.
· FIAB.
· Cooperativas Agroalimentarias de España.
· Almazaras Federadas de España.
· Sectorial Nacional del Aceite de Oliva Virgen con Denominación de Origen.
· Unión de Uniones und La Unió de Llauradors.
· UPA.
· COAG.
· ASEDAS.
· ASAJA.
Auch wurden im Zuge des zweiten öffentlichen Anhörungs- und Informationsverfahrens die Autonomen Gemeinschaften zum Wortlaut des Entwurfs des königlichen Erlasses gemäß Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe k des Gesetzes 40/2015 vom 1. Oktober 2015 über das Rechtssystem des öffentlichen Sektors und Artikel 26 des Gesetzes 50/1997 vom 27. November 1997 über die Regierung konsultiert.
In Tabla 3 ist zusammenfassend dargestellt, welche Autonomen Gemeinschaften Anmerkungen abgegeben haben.

[bookmark: _Ref45197667]Tabelle 3: Eingang von Anmerkungen seitens der Autonomen Gemeinschaften.
	Autonome Gemeinschaft
	Keine Anmerkungen (KA)
	Es wurden Anmerkungen abgegeben

	Autonome Gemeinschaft Andalusien
	
	X

	Autonome Gemeinschaft Aragonien
	KA
	

	Autonome Gemeinschaft der Balearen
	
	X

	Autonome Gemeinschaft Kantabrien
	KA
	

	Autonome Gemeinschaft Kastilien-La Mancha
	
	X

	Autonome Gemeinschaft Galicien
	
	X

	Autonome Gemeinschaft Katalonien
	
	X

	Autonome Gemeinschaft Murcia
	
	X


9. Folgen der Anmerkungen
Infolge des öffentlichen Anhörungs- und Informationsverfahrens, der Anmerkungen, die im Zuge der Konsultationen mit den Autonomen Gemeinschaften und Vertretungsorganisationen des Sektors erhoben wurden, sowie der Berichte der Technischen Generalsekretariate der beteiligten Ministerien wurden Änderungen vorgenommen. 
Die wichtigsten Änderungen des Wortlauts des königlichen Erlasses sind nachstehend aufgeführt:
Zunächst ist die Uneinigkeit in Bezug auf die Verwendung der Begriffe „mild“ und „intensiv“ in der Etikettierung von Olivenölen zu erwähnen, die ausschließlich raffinierte Olivenöle und native Olivenöle enthalten. Als Haupteinwände wurde genannt, dass es zu einer möglichen Verwirrung des Verbrauchers in Bezug auf die Kennzeichnung mit diesen Angaben kommen und Analysemethoden als Instrument zur amtlichen Kontrolle fehlen könnten. Daher wurde beschlossen, die Bestimmungen, die diese Angaben in der Etikettierung rechtlich regeln würden, aus dem Entwurf zu streichen. 
Zweitens wurde angesichts der Forderungen des Sektors dahingehend, wie wichtig die Kontrolle der Verbringungen von Öl ist und dass diese Verbringungen den Behörden im Voraus mitgeteilt werden, die Pflicht zur Meldung dieser Verbringungen an ein EDV- und/oder Telematik-System zu Rückverfolgungszwecken, das direkt der Verwaltung untersteht, eingeführt. Um auf diese Forderung zu reagieren und den Marktteilnehmern die Erfüllung dieser Pflicht und den zuständigen Behörden die Kontrolle zu erleichtern, wird das Ministerium für Landwirtschaft, Fischerei und Ernährung dieses Instrument entwickeln. Es wird dazu beitragen, den Betrug beim Transport von Olivenöl und Oliventresteröl zu verringern. Ebenso wurden im Entwurf bestimmte Aspekte in Bezug auf die Pflichten im Zusammenhang mit dem Führen von Aufzeichnungen zum Zwecke der Rückverfolgbarkeit und die Marktteilnehmer, die das betrifft, verdeutlicht.
Hinsichtlich der besonderen Pflichten in Bezug auf die Einrichtungen wurde angesichts der Forderungen des Sektors, und um die hohen wirtschaftlichen Folgen zu vermeiden, die deren Einhaltung mit sich bringen würde, die Pflicht gestrichen, die Anforderung der Trennung der Einrichtungen innerhalb einer Übergangsfrist zu erfüllen. Das gilt für jene Einrichtungen, die bei Inkrafttreten der Rechtsvorschrift nicht ordnungsgemäß getrennt sind, so dass die besagte Pflicht einer Trennung nur für Einrichtungen gilt, die ab Inkrafttreten der Rechtsvorschrift neu installiert werden. Mit dem Ziel jedoch, mögliche betrügerische Machenschaften zu verhindern, die sich aus der nicht erfolgten Trennung dieser Einrichtungen ergeben, werden die Berichtspflichten, denen sie unterliegen, so erhöht, dass jede Verbringung von Olivenöl und Oliventresteröl, die zwischen Ölmühlen, Raffinerien und Extraktoren in derselben Einrichtung erfolgt, zwingend gemeldet werden muss. Außerdem muss jährlich ein an die zuständigen Kontrollbehörden gerichteter Bericht erstellt werden, aus dem die mengenmäßige Bilanz für jede Kategorie von Öl, das dort erzeugt, gelagert oder vermarktet wird, eindeutig hervorgeht.
Des Weiteren wurde ein Verbot der Vermarktung von nativem Olivenöl extra in Kunststoffbehältern im Einzelhandel in den Entwurf aufgenommen. Diese Maßnahme soll dazu dienen, die außergewöhnliche Qualität dieser Öle zur Geltung zu bringen, die zur höchsten Kategorie der Olivenöle zählen. Dies wird als Instrument angesehen, das dazu beiträgt, das Image erheblich zu verbessern und den Wert nativer Olivenöle extra zu steigern. Das wird einen Beitrag dazu leisten, die schwere Preiskrise zu bewältigen, die der Sektor derzeit durchmacht. Darüber hinaus wirkt sich diese Maßnahme sehr positiv auf die Umwelt aus, indem sie dazu beiträgt, den Einsatz von Kunststoff zu reduzieren. Es wird durch ein inertes Material mit viel geringeren Umweltfolgen ersetzt werden und diesen Sektor auf den Weg in Richtung einer nachhaltigen Entwicklung und des Übergangs zu einer ökologischen und nachhaltigen Wirtschaft bringen. Das Inkrafttreten dieses Verbots ist für 2024 in Bezug auf Verpackungen von bis zu einem Liter und ab dem 1. Januar 2025 für alle übrigen Verpackungen vorgesehen.
Des Weiteren wurden – angesichts der Problematik, die in Wettbewerbsfragen auftreten könnte, und um die Übereinstimmung mit EU-Recht zu gewährleisten – aus dem Entwurf die Bestimmungen in Bezug auf Toleranzen bei freiwilligen Angaben in der Etikettierung gestrichen.
Aufgrund der steuerlichen Folgen, die die frühere Begriffsbestimmung unter Umständen gehabt hätte, wurde zudem die Begriffsbestimmung von „Olivenbauer“ geändert. Es wird nun betont, dass es sich um einen Landwirt handelt, d. h. den Eigentümer des Olivenanbaubetriebs, der Oliven erzeugt, und dass die Ölmühle einzig für diesen Mahldienste erbringt, wodurch der Olivenbauer das Eigentum an dem so gewonnenen nativen Olivenöl behält. Gegenwärtig ist die Abgabe von nativem Olivenöl durch Ölmühlen an ihre Olivenbauern zum Eigenverbrauch in der Verordnung vom 12. Dezember 1984 geregelt. Manchmal geben Ölmühlen natives Olivenöl direkt an Olivenbauern ab, die zuvor Oliven zum Mahlen angeliefert haben. Diese Abgabe an Olivenbauer, die Oliven an Ölmühlen geliefert haben, bedeutet lediglich, dass das Öl an seine Eigentümer geht, da kein Verkauf der Oliven stattgefunden hat. In diesen Fällen ist der Olivenbauer, je nach Verwendung des an ihn abgegebenen Öls, entweder ein Endverbraucher, an den das Öl mit allen anwendbaren Garantien abgegeben wird, sofern das Öl für den Eigenverbrauch bestimmt ist, oder ein Marktteilnehmer, wenn das Öl vermarktet werden soll. Die Begriffsbestimmung von Olivenbauer und die Bestimmungen, die im gesamten Entwurf für diesen gelten, sollen sicherstellen, dass in beiden Fällen, die für Olivenbauer zutreffen können, die ordnungsgemäßen Pflichten erfüllt werden.
Ebenso wurde in die Präambel ein Unterabschnitt eingefügt, um etwaige Zweifel in Bezug auf die Begriffsbestimmung des Marktteilnehmers auszuräumen, in dem klargestellt wird, dass darunter alle natürlichen oder juristischen Personen zu verstehen sind, die an einer der Phasen der Erzeugung und Vermarktung von Olivenöl und Oliventresteröl beteiligt sind, u. a. auch Zentralen für den Einkauf von Oliven, Genossenschaften oder mobile Ölmühlen.
Es sei auch erwähnt, dass viele der Anmerkungen nur geringfügige Änderungen beinhalteten, die den Inhalt und das Verständnis des Rechtstextes verbessern.
Diesem Bericht ist ein Anhang beigefügt, in dem die im Zuge des Verfahrens eingegangenen Anmerkungen sowie ihre Bewertung und Prüfung detailliert erfasst sind. 
10. Bericht der Interministeriellen Kommission für die Ordnung des Lebensmittelsektors 
In der Sitzung des Plenums der Interministeriellen Kommission für die Ordnung des Lebensmittelsektors am 14. Juli 2020 wurde den Teilnehmern unter Punkt 2.1 der Tagesordnung der Entwurf eines königlichen Erlasses zur Verabschiedung der Qualitätsvorschriften für Olivenöl und Oliventresteröl zur Erörterung vorgelegt. Am 15. Juli 2020 erging eine positive Stellungnahme.
Infolge der von der Branche vorgebrachten Einwände wurde nach der vorstehend genannten Sitzung eine Änderung des Entwurfs dahingehend vorgenommen, dass die Übergangsfrist in Bezug auf das Verbot der Verpackung in Kunststoffbehältern verlängert wurde. 
11. Einhaltung der im EU-Recht vorgeschriebenen Verfahrenswege 
ANHÄNGIG
· Mitteilung an die Europäische Kommission gemäß den Bestimmungen der Richtlinie 2015/1535/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. September 2015 über ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der technischen Vorschriften und der Vorschriften für die Dienste der Informationsgesellschaft. 
· Auch wurde die Rechtsvorschrift gemäß Artikel 45 der Verordnung (EU) Nr. 1169/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2011 betreffend die Information der Verbraucher über Lebensmittel notifiziert, da sie verbindliche Bestimmungen über Lebensmittelinformationen enthält.

12. Einhaltung des vorgeschriebenen Verfahrens zur Meldung an die Welthandelsorganisation ANHÄNGIG
13. Vorgeschriebene Stellungnahme des Staatsrates ANHÄNGIG

VI. FOLGENABSCHÄTZUNG

1. Wirtschaftliche und finanzpolitische Folgen
1.1 Allgemeine wirtschaftliche Folgen
Der Entwurf der Rechtsvorschrift wird mit dem Ziel erstellt, die Qualität von Olivenölen zu verbessern und zudem betrügerische Machenschaften zu verhindern, und es ist daher davon auszugehen, dass er sich allgemein positiv auf die Wirtschaft auswirken wird und die Wirtschaft durch die vorteilhafte Wirkung auf den Wettbewerb neue Impulse erhalten wird.
In Bezug auf die wirtschaftlichen Folgen, die die Verabschiedung der Rechtsvorschrift für den Sektor haben wird, entstehen hauptsächlich dadurch Kosten, dass die Vermarktung von nativem Olivenöl extra in Kunststoffbehältern im Einzelhandel verboten wird: Die Marktteilnehmer werden an ihren Verpackungslinien Änderungen vornehmen müssen, um sie an neue Materialien oder Formate anzupassen, und es entstehen weitere Kosten für eine neue Form der Aufmachung.
1.2 Folgen für den Wettbewerb auf dem Markt
Angesichts der Tatsache, dass die vorgeschlagene Rechtsvorschrift die Anzahl oder Vielfalt der Marktteilnehmer nicht begrenzt, die Wettbewerbsfähigkeit der Marktteilnehmer nicht einschränkt und auch die Wettbewerbsanreize für die Marktteilnehmer nicht herabsetzt, ist nicht davon auszugehen, dass sie negative Folgen für den Wettbewerb auf dem Markt haben wird. Im Gegenteil wird sich ein positiver Effekt hinsichtlich eines fairen Wettbewerbs zwischen den Betrieben im Rahmen des einheitlichen Marktes einstellen, da alle Hersteller denselben Bedingungen unterliegen und die Wettbewerbsfähigkeit des Sektors verbessert wird.
Darüber hinaus verhält sich die Rechtsvorschrift gegenüber dem Gesetz 20/2013 vom 9. Dezember 2013 über die garantierte Einheit des Marktes neutral und enthält keine Bestimmungen, die als mit diesem Gesetz unvereinbar angesehen werden könnten. Im Gegenteil ist der Inhalt des Entwurfs – bei dem die im besagten Gesetz vorgesehenen Grundsätze der Notwendigkeit und Verhältnismäßigkeit gewahrt wurden – geeignet, dem Markt nach Möglichkeit noch mehr Einheitlichkeit zu verleihen, indem die Vorschriften verdeutlicht werden, die für alle Marktteilnehmer im Sektor für Olivenöl und Oliventresteröl im gesamten Staatsgebiet gelten.
1.3 Analyse des Verwaltungsaufwands 
Als Verwaltungsaufwand gelten sämtliche administrativen Tätigkeiten, die von den Unternehmen und von den Bürgerinnen und Bürgern ausgeführt werden müssen, um die sich aus der Rechtsvorschrift ergebenden Pflichten zu erfüllen. 
Da sich durch den vorliegenden Entwurf ein entsprechender Aufwand ergeben könnte, besteht gemäß Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe e des königlichen Erlasses 931/2017 vom 27. Oktober 2017 zur Regelung von Folgenabschätzungsberichten die Pflicht, im Rahmen einer solchen Folgenabschätzung eine „Erfassung und Messung des besagten Verwaltungsaufwands“ vorzunehmen. 
Infolgedessen wurde eine vorläufige Folgenabschätzung des Entwurfs durchgeführt. Es wurde festgestellt, dass der größte Anstieg des Verwaltungsaufwands für die Marktteilnehmer des Sektors darin liegt, dass jede Verbringung von Olivenöl und Oliventresteröl gemäß Artikel 4 Absatz 3 an das zu diesem Zweck eingerichtete EDV-System zu melden sein wird. Nach offiziellen Quellen (Agentur für Lebensmittelinformationen und -kontrolle) wird über das Informationssystem für die Märkte für Olivenerzeugnisse (SIMO) eine Menge von 4 Millionen Tonnen Olivenöl und Oliventresteröl gemeldet. Davon ausgehend, dass der Transporttank eines Lkw 20 t fasst, müssen 200 000 Bewegungen pro Jahr an das System gemeldet werden. Da die Kosten für die elektronische Meldung auf 2 EUR geschätzt werden, wird der aus dieser Maßnahme resultierende Verwaltungsaufwand mit 400 000 EUR pro Jahr veranschlagt.

Des Weiteren führt diese Rechtsvorschrift auch zu zusätzlichen Verwaltungslasten für Betriebe, die aus Ölmühlen, Raffinerien oder Extraktoren für Oliventresteröl bestehen, die bei Inkrafttreten der Rechtsvorschrift nicht unabhängig voneinander aufgestellt sind. Diese Betriebe haben der zuständigen Kontrollbehörde in Zukunft gemäß Artikel 4 Absatz 4 jährlich einen Bericht über die zur Rückverfolgbarkeit erfolgten Aufzeichnungen zu übermitteln, aus dem die mengenmäßige Bilanz für jede Kategorie von Öl, das dort erzeugt, gelagert oder vermarktet wird, klar hervorgeht. Nach offiziellen Quellen (Agentur für Lebensmittelinformationen und -kontrolle) gibt es in Spanien 23 Betriebe, die die Anforderungen, wie sie in den Qualitätsvorschriften in Bezug auf Einrichtungen festgelegt sind, nicht erfüllen. Diese Betriebe müssen folglich einen Jahresbericht über die Aufzeichnungen zur internen Rückverfolgbarkeit an die zuständige Behörde übermitteln. Die geschätzten Einzelkosten für die Vorlage eines Berichts liegt gemäß den Berechnungsrichtlinien bei 500 EUR, und folglich wird der Verwaltungsaufwand für den Sektor, der sich aus dieser Maßnahme ergibt, mit 11 500 EUR pro Jahr beziffert. 

In Bezug auf die Pflicht, Aufzeichnungen zur internen Rückverfolgbarkeit zu führen, wird geschätzt, dass diese Maßnahme derzeitig keinen zusätzlichen Verwaltungsaufwand verursacht, da das Führen von Aufzeichnungen zum Zwecke der Rückverfolgbarkeit, obwohl es sich um eine neue Pflicht handelt, bereits gemäß Verordnung (EG) Nr. 178/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. Januar 2002 vorgeschrieben war. Daher wird die eingeführte Pflicht nicht als Erhöhung des Verwaltungsaufwands für Unternehmen und Bürger angesehen. Darüber hinaus ist im königlichen Erlass 861/2018 vom 13. Juli 2018 zur Einführung grundlegender Vorschriften im Bereich der Meldepflichten im Sektor für Olivenöl und Tafeloliven und zur Änderung des königlichen Erlasses 772/2017 vom 28. Juli 2017 zur Regulierung einer potenziellen Weinbauproduktion festgelegt, welche Informationen an das Informationssystem für die Märkte für Olivenerzeugnisse (SIMO) zu melden sind. Obwohl diese Informationen monatlich gemeldet werden, sieht Artikel 11 die Pflicht vor, eine Dokumentation vorzuhalten, die in Anhang XI aufgeführt ist. Dieser Anhang XI sieht die tagesgenaue Aufzeichnung der Eingänge von Oliven, Ein- und Ausgänge von Olivenöl sowie der Ausgänge von Trester vor. Aus diesen Gründen wird davon ausgegangen, dass das fortgesetzte Führen dieser Aufzeichnungen zur Rückverfolgbarkeit die Betriebe nicht stärker belasten wird als bisher auch.
1.4 Finanzpolitische Folgen
Durch den vorliegenden Entwurf einer Rechtsvorschrift wird der königliche Erlass 308/1983 aktualisiert, um diesen an den technologischen Fortschritt anzupassen. Es geht damit keine Erhöhung von Vergütungen, Gehältern oder sonstigen Personalkosten einher.
Im Zuge der Anwendung dieses königlichen Erlasses wird jedoch vom Ministerium für Landwirtschaft, Fischerei und Ernährung ein computergestütztes Meldesystem für den Transport von Olivenöl und Oliventresteröl entwickelt. Dessen Umsetzung und Verwaltung erfolgt mit den finanziellen und personellen Mitteln des Ministeriums für Landwirtschaft, Fischerei und Ernährung.
2. Folgen für die Gleichstellung
Im Einklang mit den Bestimmungen des Gesetzes 30/2003 vom 13. Oktober 2003 über Maßnahmen zur Bewertung von Gleichstellungsaspekten in von der Regierung ausgearbeiteten Rechtsvorschriften und Artikel 19 des Organgesetzes 3/2007 vom 22. März 2007 für eine wirksame Gleichstellung von Männern und Frauen hat dieser Entwurf eines königlichen Erlasses keine Auswirkungen auf die Gleichstellung und enthält keine geschlechtsdiskriminierenden Maßnahmen, die möglicherweise gegen den Grundsatz der Chancengleichheit zwischen Männern und Frauen verstoßen oder diesen infrage stellen.

3. Folgen für die Chancengleichheit, Nichtdiskriminierung und die allgemeine Barrierefreiheit
Der Entwurf eines königlichen Erlasses hat keine Auswirkungen auf die Chancengleichheit, Nichtdiskriminierung und die allgemeine Barrierefreiheit für Menschen mit Behinderung.

4. Folgen für die Familie
Im Einklang mit der zehnten Zusatzbestimmung des Gesetzes 40/2003 vom 18. November 2003 über den Schutz großer Familien, eingeführt durch das Gesetz 26/2015 vom 28. Juli 2015 zur Änderung des Systems für den Schutz der Kindheit und Jugend, in dem die Verpflichtung verankert ist, in den Folgenabschätzungsberichten, die Gesetz- und Verordnungsentwürfen beizufügen sind, die Folgen für die Familie zu berücksichtigen, wird nicht damit gerechnet, dass der vorliegende königliche Erlass Auswirkungen für Familien haben wird. 

5. Folgen in den Bereichen Kindheit und Jugend
Der Entwurf des königlichen Erlasses hat keine Folgen für den rechtlichen Schutz von Minderjährigen, der im Organgesetz 1/1996 vom 15. Januar 1996 über den rechtlichen Schutz von Minderjährigen und die teilweise Änderung des Zivilgesetzbuches und der Zivilprozessordnung festgelegt ist.

6. Sonstige Folgen
Es werden keine Folgen in Bezug auf die Chancengleichheit, Nichtdiskriminierung und allgemeine Barrierefreiheit für Menschen mit Behinderung erwartet, gemäß den Bestimmungen des konsolidierten Wortlauts des Allgemeinen Gesetzes über die Rechte von Menschen mit Behinderungen und ihre soziale Eingliederung, der durch das königliche gesetzesvertretende Dekret 1/2013 vom 29. November 2013 verabschiedet wurde.
Es werden auch keine weiteren Folgen sozialer Art erwartet.
In Bezug auf die Umweltfolgen dieser Rechtsvorschrift wird davon ausgegangen, dass sich ihre Annahme angesichts des Verbots von Kunststoffbehältern im Rahmen der Vermarktung von nativem Olivenöl extra an Endverbraucher positiv auswirken wird, indem sich die Verwendung von Kunststoffen im Einklang mit der Politik einer nachhaltigen Entwicklung verringert.

VII. Ex-Post-Bewertung
In Erwägung der Bestimmungen des Artikels 28 Absatz 2 des Gesetzes über die Regierung und des Artikels 3 des königlichen Erlasses 286/2017 vom 24. März 2017 zur Regelung des jährlichen Gesetzgebungsplans und des Jahresberichts über die Bewertung von Rechtsvorschriften der Allgemeinen Verwaltung des Staates und zur Schaffung des Rates für die Gesetzgebungsplanung und -bewertung, aufgrund der Art und des Inhalts der Rechtsvorschrift, wird davon ausgegangen, dass der Entwurf auf Grundlage seiner Ergebnisse keiner Bewertung zu unterziehen ist.
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